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Zur nationalenAbstimmung
vom 14. Juni

DieDiskussion rund umdie
10-Millionen-Initiative wird oft
so geführt, alswären internatio-
nale Fachkräfte einfach eine
abstrakte Zahl.Wer jedochwie
ich in einemZuger Unterneh-
men arbeitet, erlebt etwas
anderes:Menschen aus unter-
schiedlichstenLändern,diehier
arbeiten, Verantwortung über-
nehmen, Vereinemittragen,
ihre Kinder in lokale Schulen
schicken. Diese Vielfalt ist ein
wichtiger Teil des Erfolgs unse-
res Kantons. Viele internationa-
leMitarbeitende integrieren
sich gut, lernenDeutsch oder
Schweizerdeutsch und engagie-
ren sich langfristig in unserer
Gesellschaft. Sie bereichern
Zugwirtschaftlich, gesellschaft-
lich und kulturell. Gleichzeitig
gehört aber auch zur Realität,
dass Integration nicht immer
und überall gleich gut gelingt –
darüber sollteman offen spre-
chen dürfen. Gleichzeitigmüs-
senwir uns als Unternehmen
auch immerwieder selbst kri-
tisch hinterfragen.Wachstum
bringtHerausforderungenmit
sich – insbesonderebeimWohn-
raum, bei der Infrastruktur und
beimgesellschaftlichenZusam-
menleben. Dafür tragen auch
UnternehmenVerantwortung.
DieseDiskussionmüssenwir
offen und ehrlich führen. Gera-
de deshalb braucht es Augen-
mass statt einfacher Parolen.
Wirmüssen attraktiv bleiben
für Innovation, Arbeitsplätze
und internationale Unterneh-
men – gleichzeitig aber auch
den Fokuswieder stärker auf
den heimischenArbeitsmarkt
legen undMenschen, die be-
reits hier wohnen, bewusst
Chancen geben. Dafür braucht
es keine starreObergrenze,
sondern verantwortungsvolles
Handeln. Ichsprechehier insbe-
sondere alle Führungskräfte an,
die in Einstellungsprozesse in-
volviert sind. Genau dortmüs-
senwir ansetzen, statt die Ver-
antwortung einfach der Politik
zu überlassen. Die ZugerWirt-
schaftskammer geht dieses
Themaaktivan:Bereits imApril
habenwirmit Personal- und
Geschäftsverantwortlichen
über die Stärkung des inländi-
schenArbeitsmarkts diskutiert.
DiesenDialogwerdenwir im
Verlauf des Jahres weiter ver-
tiefen. Eine starreObergrenze
wird der Realität nicht gerecht.
Sie löst die konkreten Probleme
nicht, gefährdet aberWohl-
stand, Innovation und die
Offenheit, von denen Zug seit
Jahrzehnten profitiert. Zugwar
immer dann erfolgreich, wenn
Offenheit und Verantwortung
zusammengegangen sind.

Alexander Senn, Vorstand Zuger
Wirtschaftskammer

Die Personenfreizügigkeitmit
der EU trat 2002 in Kraft. Seit-
her sind netto weit über 1,7Mil-
lionenMenschen zusätzlich in
die Schweiz eingewandert.
Trotzdemhörenwir seit Jahren
immerwieder dieselbe Begrün-
dung: angeblicher Fachkräfte-
mangel. VieleMenschen fragen
sichdeshalb zuRecht:Wie kann
es sein, dass trotz diesermassi-

ven Zuwanderung derMangel
angeblich immer grösser wird?
Offensichtlich läuft etwas
grundlegend falsch. Hinzu
kommt: Es bleibt selten bei
einer einzelnenArbeitskraft.
Durch Familiennachzug und
Umfeld kommen oft weitere
Personen dazu. Das spürenwir
längst imAlltag – beiWohnun-
gen, Verkehr, Schulen und Inf-
rastruktur. Noch gravierender
ist etwas anderes: Das Schwei-
zer Volk hat 2014 dieMassen-
einwanderungsinitiative ange-
nommen.Der Auftragwar klar.
Umgesetzt wurde praktisch
nichts. Die Zuwanderung lief
weiter wie bisher. VieleMen-
schen haben genug. Und darum
geht es längst nichtmehr nur
umdie SVP oder umParteipoli-
tik. Es geht darum, endlich ein
Zeichen zu setzen. Ein Zeichen
dafür, dass Volksentscheide
ernst genommenwerden und
die Schweiz ihre Entwicklung
wieder selber steuern kann.

Alex Haslimann, Kantonsrat SVP, Risch

Gerhard Pfister bringt es im
NZZ-Interview auf den Punkt:
«Nichts ist gratis in dieser
Welt.»Gerade für denKanton
Zug ist das eine zentrale Er-
kenntnis. UnserWohlstand,
unsere tiefen Steuern und die
hohe Lebensqualität kommen
nicht einfach von selbst – sie
sind das Resultat eines offenen,
international vernetzten und
wirtschaftsfreundlichen Stand-
orts. Ja, dasWachstumbringt
Herausforderungenmit sich:
steigendeMieten,mehr Ver-
kehr, dichtere Räume.Diese
Sorgen sind real undmüssen
ernst genommenwerden. Aber
die Antwort darauf kann nicht
sein, denAst abzusägen, auf
demunser Erfolg basiert.Wer
den bilateralenWeg und die
Personenfreizügigkeit infrage
stellt, gefährdet genau jene
Unternehmen, Arbeitsplätze
und Steuereinnahmen, die
unserenWohlstand finanzie-
ren. Gerade in Zug sehenwir:
Internationale Firmen, Fach-
kräfte undUnternehmertum
schaffen nicht nur wirtschaftli-
chen Erfolg, sondern ermögli-
chen auch Investitionen in Inf-
rastruktur, Bildung und Le-
bensqualität. Die Folgen von
Wachstum zu bewältigen ist
anspruchsvoll – aber weit bes-
ser, alsmit abwandernden Fir-
men und fehlenden Perspekti-
ven konfrontiert zu sein. Des-
halbbrauchtes jetztEhrlichkeit
statt einfache Parolen.Wachs-
tummuss gestaltet werden –
nicht blockiert.

ClaudiaPittner,GeschäftsführerinZuger
Wirtschaftskammer, Zug

Seit Jahren stimmenwir in der
Schweiz immerwieder über
Vorlagen und Initiativen ab,
bei denen die Einen den Teufel
an dieWandmalen, wenn dies
oder das angenommen oder ab-
gelehnt wird. Erinnern Sie sich
nochandieEWR-Abstimmung?
Waswurde da gelogen und ge-
droht. Es kam ganz anders als
die Befürworter orakelten oder
gar schonwussten. Schonwie-
der stehtmit der Abstimmung
über die Anzahl Einwohnerin-
nen und Einwohner eine Vorla-

ge zumEntscheid und schon
wieder wird gelogen, gedroht
undUntergangsstimmung ver-
breitet. DieWirtschaft wird bei
einer Annahme leiden, die Spi-
talpflege steht amAbgrund und
unser Landmanövriert sich ins
Abseits, ja gar in denAbgrund.
Ichweiss nicht, wie sich die
Neinsager zur Initiative der SVP
zur die Zukunft unseres Landes
vorstellen, ichweiss auch nicht,
warumsogarderBundesrat sich
eine immer dichter besiedelte
Schweiz vorstellt, ich kann allen
nur empfehlen, die Initiative
anzunehmen, dennwie dieGe-
schichte der letzten Jahre zeigt:
Es wird nicht so heiss gegessen,
wie es gekocht wurde.

Tony Spillmann, Zug

Die Schweiz wächst seit Jahren
schneller, als ihre Infrastruktur
mithalten kann, und das spürt
man imAlltag.Wer heute eine
Wohnung sucht, weiss, was
gemeint ist.Wermorgens in
den Zug steigt, auch. Ein Ja zur
Nachhaltigkeitsinitiative ist
kein Angriff aufMenschen, die
hier leben und arbeitenwollen.
Es ist einNein zuWachstumoh-
ne Plan.Man kann nicht endlos
Wachstum feiern und gleichzei-
tig über steigendeKosten und
sinkende Lebensqualität kla-
gen. Jeden Tag verschwinden
acht Fussballfelder Kulturland
unterBeton,unwiederbringlich.
Waseinmalgebaut ist,bleibtge-
baut. Die Schweiz, die wir ken-
nen und lieben, wird es so nicht
mehr geben. Denn ein kleines
Land hat Grenzen, auchwenn
das unbequem ist auszuspre-
chen. Nachhaltigkeit istmehr
als ein Schlagwort. Es bedeutet
auch die schlichte Frage, wie
vieleMenscheneinLanddauer-
haft tragen kann, ohne sich
selbst zu verlieren.WerNein
stimmt, sagt imKlartext:Weiter
so. Nochmehr Beton, noch hö-
hereMieten, nochmehrDruck
und Belastung für alle, die be-
reits hier leben und deren Le-
bensqualität Jahr für Jahr sinkt.
Eines der reichsten Länder der
Welt und trotzdemkönnen sich
immerwenigerMenschen eine
normaleWohnung leisten. Ir-
gendwas stimmt da doch nicht.
Die Rechnung dafür bezahlen
nicht die, die vomWachstum
profitieren. Die bezahlenwir
alle. Ein Ja zwingt endlich zur
Planung, statt blindweiterzu-
wachsen. Es geht nicht darum,
die Schweiz kleiner zumachen,
sondern lebenswerter. Für uns
heuteund fürdieGenerationen,
die nach uns kommen. Ich stim-
me ein überzeugtes Ja.Weil
blindesWachstum kein Fort-
schritt ist, sondern Raubbau an
unserem eigenen Land.

Manuela Imhof, SVP Cham

Es gibt nur zwei Kantone, deren
Bevölkerung in den letzten 50
Jahren ummehr als 80 Prozent
zugenommen hat: Freiburg
(84 Prozent) und Zug (82 Pro-
zent). DerenWachstum ist fast
doppelt so starkwie das im
schweizerischenDurchschnitt
(44 Prozent).Was Zug betrifft,
kommt hinzu, dass es der einzi-
ge Kanton ist, in dem esmehr
Beschäftigte (etwa 137’000) als
Wohnende (135’000) hat. Fast

einDrittel der Beschäftigten
pendelnwerktäglich in unseren
Kanton. EinGrossteil dieser
Personen gehören zu den
36’000Zugerinnen und Zu-
gern, die allein zwischen 2011
und 2021 in einenNachbarkan-
ton zügelten. In anderenWor-
ten: Zug hat das zweithöchste
Wachstum in der Bevölkerung
und hat zusätzlich dessen Zu-
nahme in denNachbarkantonen
beschleunigt. Diese Entwick-
lung ist eine Folge der Tiefst-
steuerpolitik, die systematisch
Firmen undGutverdienende an-
gezogen und gleichzeitig viele
Mittelstands-Familien aus dem
Zugerlandverdrängthat.Anstatt
die wahrenGründe dieser Fehl-
entwicklung zu benennen, zie-
len rechtsbürgerliche Politike-
rinnen undPolitiker auf dieMig-
rantinnen undMigranten. Jede
und jeder weiss, dass dasGe-
sundheitswesen oder die Indust-
rie ohne sie in kürzester Zeit
zusammenbrechenwürden.
Wer die Problemewie dieWoh-
nungs- undMietzinsnot lösen
odermindestens lindernwill,
zielt nicht aufMenschen, die
systemrelevante Arbeit leisten,
sondern auf die völlig verkehrte
Steuer- und Standortpolitik im
Kanton Zug. Vernunft und
Menschlichkeit sagenNein zur
Chaos-Initiative der SVP.

Konradin Franzini, Kantonsrat Grüne,
Rotkreuz

Es ist unbestritten einewegwei-
sende und emotionale Abstim-
mung für unser Land. Erlaubt
dies aber fragwürdige Behaup-
tungen oder gar Unwahrheiten

als Tatsachen darzustellen?
Jüngste Beispiele sind der
«zufällig» jetzt erschienene
Bericht, der vomBundesrat in
Auftrag gegebenwurde. Die
Verfasser erwähnen explizit,
dass es sichummöglicheSzena-
rien handelt, nicht umbelegba-
re Zahlen. Dies hindertMedien
undBundesrat aber nicht, es in
den Titeln als Fakten erschei-
nen zu lassen.Mantramässig
wird auch behauptet, ein Ja füh-
remit Sicherheit zumEnde der
Bilateralen oder es dürfe nie-
mandmehr einwandern, was
natürlich nicht stimmt. Eine SP-
Politikerin zeigt imTagesschau-
Berichtmit demFinger auf eine
Grenzbrücke und behauptet:
«Dort wird nach einem Ja ein
Zollhäuschen stehen».Was soll
manda sagen?Alle, die ein biss-
chen informiert sind, wissen, es
geht nicht um keine, sondern
umeine fürdieSchweiz sinnvol-
le Zuwanderung. DieGastrono-
mie und dieGesundheitsberufe
fürchten um ihre Reservoire an
Arbeitskräften. Erstens sind,
wie gesagt, Fachkräfte weiter-
hinwillkommen und zweitens
gibt es laut Seco in diesenBerei-
chen per April 2026 11’600 be-
ziehungsweise 12’600Arbeits-
lose,Tendenzsteigend,nämlich
imVergleich zu April 2025 +8,5
Prozent beziehungsweise +13
Prozent. GeradezuHaarsträu-
bendes steht imAbstimmungs-
blatt desGewerkschaftsbundes,
welches inmeinemBriefkasten
lag.LautSGBwirdeszur totalen
Verarmung der Arbeiter, Ange-
stellten undRentner führen. Ich
glaube, das prophezeite er be-
reits 1992 bei der EWR-Abstim-
mung. Seine «natürlichenGeg-

ner», die Konzerne und deren
Verbände, weibeln auch für ein
Nein und butternMillionen in
dieKampagne.Das verstehe ich
auch, einerseits kommen jähr-
lich 80’000 potenzielle neue
Kunden, andererseits fürchtet
man denVerlust billiger
Arbeitskräfte,mit denenman
die teuren 50+Mitarbeiter er-
setzt. Umdie können sich dann
Gesellschaft und Staat küm-
mern. Also, glauben Sie bitte
nicht alles und stimmen Sie
selbstbewusst Ja, füreinesouve-
räne, lebenswerte Schweiz.

Emil Schweizer, Kantonsrat SVP,
Neuheim

EsgibtwohlnureinigeHundert,
vielleicht aber ein paar Tausend
Leute in der Schweiz, die sehr
viel kassieren. Leute, denen es
ausserordentlich gut geht, die
aber denHals nicht voll bekom-
men, dennwer viel Stutz hat,
der hat vielMacht und Einfluss.
Das sindLeute,dieMitarbeiten-
de entlassen, wenn dieWirt-
schaft leichtabflaut.Werdendie
Entlassenen zu Sozialfällen,
zahltderBürger,nichtderAbzo-
cker, so ist es Brauch. Geht es
wieder besser, werden Leute
importiert. Die Zahl vonWirt-
schaftsflüchtlingen, die nicht
den Status der Genfer Konven-
tion haben, wächst. Die vorläu-
fig Aufgenommenen bleiben
hier als Sozialtouristen. Ich er-
halte proMonat 2520 Franken
AHV.Damit kann keinMensch
leben –Wohnung, Krankenkas-
se, bescheidenes Essen und
Kleider. Ein Flüchtling kostet
schon ein bisschenmehr als
2520, hat aber keine Sozialversi-
cherung beziehungsweise Steu-
ern bezahlt. Und dann kommen
noch seine Verwandten. Der
Steuerzahler wird in die Pflicht
genommen, er zahlt. Vermut-
lich zahlt der Sozialschmarotzer
keine Steuern, der AHV-Bezü-
ger aber sehr wohl.Wir brau-
chen Zuwanderung von qualifi-
zierten Kräften. Die vermehrte
Ausbildung von Fachleuten in
der Schweiz scheint für die Poli-
tik nicht relevant zu sein. Ein
wenig spektakuläres Thema,
dasGeld kostet.Man lässt die
Frauen undMänner imAusland
ausbilden. Aber wir brauchen
Fachkräfte, die AHV zahlen.
Wir scheinen vergessen zu ha-
ben, dass es sich bei den Fach-
leuten umMenschen handelt,
die älter werden, und die in 30
oder 35 Jahren zu AHV-Bezü-
gernmutieren. Die Infrastruk-
turkosten explodieren – ex-
ponentiell – und der Boden
kann nicht vermehrt werden,
ausser die Bergewürden abge-
tragen, waswiederumden Zu-
zug vonHundertausenden aus
demAusland bedingte. Ja, ich
habeMigrationshintergrund.
MeinNonnomütterlicherseits
kam, nachdem er den 1.Welt-
krieg als Soldat überlebt hatte,
in die Schweiz. Es gab noch
keine AHVund auch keine
Arbeitslosenversicherung. So-
zialhilfe für Ausländer – Fehl-
anzeige. Ermusste arbeiten,
machte sich selbständig und
heiratete eine ZürcherOber-
länderin. Ging dann imAlter
von 59 Jahren ohne seine Kin-
der zurück nach Padua.

Werner-JakobWanner, Cham

AufdemGoldseelibeiGoldauhatunserLeser
diese schöne Seerose entdeckt – von Blüten
umrahmt. Bild: Stefan Kunz
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